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Kenia vor gewaltsamen Wahlen? 
Ralph-Michael Peters
Kenia wählt am 4. März 2013 einen neuen Präsidenten, ein neues nationales Parlament und 
erstmals Gouverneure und Bezirksversammlungen in 47 Regionalbezirken. Es ist die erste 
Wahl unter der neuen Verfassung mit einem neuen Wahlsystem. Dies ist auch der erste Ur-
nengang seit den Wahlen 2007, die das Land in die schwerste Krise seit der Unabhängigkeit 
stürzten. Wie 2007 stehen sich zwei große Bündnisse gegenüber, jeweils geführt von einem 
Luo, Raila Odinga, und einem Kikuyu, Uhuru Kenyatta, als Präsidentschaftskandidaten.
Analyse
Einerseits eröffnen die Wahlen 2013 für Kenia die Möglichkeit, den mit der neuen Ver-
fassung eingeleiteten Wandel zu mehr Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu konsoli-
dieren. Andererseits gefährdet ein komplexes Problembündel nicht nur die bisherigen 
Reformfortschritte, sondern birgt die Gefahr neuer gewaltsamer Auseinandersetzungen.
  Nur ein Sieg bei den Präsidentschaftswahlen garantiert Uhuru Kenyatta und dem 
mit angeklagten William Ruto wirksamen Schutz vor Strafverfolgung durch den 
 Internationalen Gerichtshof. Entsprechend hoch ist der Anreiz, die Manipulation 
der Wahlergebnisse und die Gewaltexzesse von 2007/2008 zu wiederholen.
  Die Wahlkommission war bei dem Versuch gescheitert, die Ausrüstung zur biome-
trischen Wählerregistrierung zu beschaffen, und hat in der Folge ihre Unabhängig-
keit gegenüber der Exekutive eingebüßt. Deshalb bestehen Zweifel, ob sie bei einem 
knappen Wahlergebnis ein rechtmäßiges Verfahren gewährleisten kann.
  Der Sicherheitsapparat ist nach wie vor von Kikuyu, der ethnischen Gruppe des am-
tierenden Präsidenten, dominiert. Bei einem knappen Wahlausgang und dem Aus-
bruch von Gewalt droht die einseitige Parteinahme der Sicherheitsorgane zugunsten 
Kenyattas.
  Das derzeitige Wahlbündnis der Ethnien Kikuyu und Kalenjin lässt eine Wiederho-
lung der gewaltsamen Auseinandersetzungen entlang der gleichen ethnisch-politi-
schen Linien wie 2007 nicht erwarten. Gewaltaktionen etwa gegen lokale ethnische 
Minderheiten sind aber nicht ausgeschlossen. 
  Die Reform der Justiz gilt als bisher größter Erfolg des Verfassungsprozesses. Die 
Wahlen werden voraussichtlich zu zahlreichen Wahlanfechtungen vor dem Obersten 
Gerichtshof führen und sind damit ein Test für die Nachhaltigkeit des Reformweges.
Schlagwörter: Kenia, Wahlen, politisches System, ethnischer Konflikt
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Große Koalition und Verfassungsprozess 
Die geplanten Wahlen in Kenia im März 2013 we-
cken vielerlei Ängste und Befürchtungen innerhalb 
Kenias und in der internationalen Gemeinschaft im 
Hinblick auf mögliche Gewaltausbrüche und Wahl-
manipulationen. Die Erinnerungen an die Wahlen 
2007 sind noch frisch. Damals kam es infolge eines 
höchst umstrittenen offiziellen Wahlergebnisses zu 
Protesten und Gewaltexzessen (1.200 Tote und bis 
zu 600.000 Vertriebene), als der amtierende Präsi-
dent Mwai Kibaki zum Wahlsieger ausgerufen und 
Raila Odinga zum Zweitplatzierten erklärt wor-
den war. Die schwere innenpolitische Krise konn-
te nur mit Hilfe internationaler Vermittlung durch 
den ehemaligen UN-Generalsekretär Kofi Annan 
überwunden werden. Ergebnis war die Bildung ei-
ner Großen Koalition mit Kibaki als Präsident und 
Odinga als Premierminister, ein Amt, das durch 
Anpassung der damaligen Verfassung kurzfristig 
eingeführt wurde. 
Die Wahl am 4. März 2013 wird auf Grundlage 
der neuen, 2010 durch ein Referendum mit breiter 
Mehrheit von 67 Prozent angenommenen Verfas-
sung durchgeführt, deren stufenweises Inkrafttre-
ten seit September 2010 – insgesamt sind fünf Jah-
re vorgesehen – zweifellos den größten Erfolg der 
Großen Koalition darstellt. Das Präsidialsystem mit 
einem exekutiven Präsidenten wurde beibehalten, 
dessen einstmals exzessive Machtbefugnisse wur-
den jedoch deutlich eingeschränkt. Das Augenmerk 
lag vor allem darauf, Voraussetzungen für umfas-
sende Reformen zu schaffen: zur Korrektur histo-
rischer Ungerechtigkeiten wie der Landverteilung, 
zur Beseitigung der strukturellen Vernachlässigung 
zahlreicher Landesteile sowie tiefgreifender Fehler 
in der Wahladministration und ihren rechtlichen 
Grundlagen, zur effektiveren Korruptionsbekämp-
fung, zur Schaffung einer substantiellen Unabhän-
gigkeit der Justiz und zu einer grundlegenden Po-
lizeireform. 
Die Wahlvorbereitungen
Die gesamten rechtlichen und institutionellen Struk-
turen für die Organisation und Administration von 
Wahlen wurden reformiert. Die für die Wahlen von 
2007 zuständige Electoral Commission of Kenya 
(ECK) wurde aufgelöst; aus zwei funktional getrenn-
ten Übergangskommissionen ging nach Inkrafttre-
ten der neuen Verfassung die Independent Electoral 
and Boundaries Commission (IEBC) hervor. 
Obwohl lange erwogen, wurde das einfache 
Mehrheitswahlrecht nicht durch ein Listenwahlsy-
stem oder ein anderes Verfahren ersetzt, das eine 
Mischung von Mehrheits- und Verhältniswahl vor-
sieht. Das Mehrheitswahlrecht ist jedoch für eth-
nisch zerklüftete Länder wie Kenia hochgradig pro-
blematisch, weil es keine Anreize setzt, eine andere 
als die eigene ethnisch-regionale Klientel anzuspre-
chen. Es erleichtert das Ausspielen der „ethnischen 
Karte“, zumal wenn, wie in Kenia, viele Landesre-
gionen ethnisch homogen sind. Das Präsidenten-
wahlrecht versucht diesem Fluch zu entgehen, in-
dem es zusätzlich zur erforderlichen absoluten 
Mehrheitsregel (50 Prozent plus eine Stimme) ein 
Minimum an Stimmen in einem Minimum des Lan-
des verlangt: 25 Prozent in mindestens der Hälfte 
der neu entstehenden Bezirksversammlungen (zur-
zeit 47), also in 24 Regionalbezirken. 
Falls im ersten Wahlgang eines der Kriterien ver-
fehlt wird, findet innerhalb von 30 Tagen nach der 
Verkündung des Wahlergebnisses eine Stichwahl 
zwischen den beiden Erstplatzierten statt, mithin 
um den 10. April herum, falls es keine Wahlanfech-
tung gibt. Bei dieser Wahl fällt dann die 25-Prozent-
Regel im Hinblick auf die Regionalbezirke weg. 
Die politischen Arenen verändern sich durch die 
Einführung einer neuen Kammer der Nationalver-
sammlung, des 67-köpfigen Senats1, sowie der Gou-
verneure der Regionalbezirke (47) und der Unter-
bezirksvertreter (1.450, einer pro Unterbezirk). Die-
se Neuerungen sind Bestandteil des nach den Wahl-
en beginnenden Machtübertragungsprozesses, der 
bis 2015 die graduelle Übergabe umfassender, zen-
traler Verwaltungsaufgaben und -zuständigkeiten 
vom Zentralstaat an die Regionalbezirke vorsieht. 
Die Wählerregistrierung
Mehrfach musste die Wählerregistrierung verscho-
ben werden. Ursprünglich für August 2012 ange-
setzt, konnte sie schließlich erst im November be-
ginnen. Die Wahlkommission wollte mit dem neuen 
Verfahren zur Erstellung des Wählerregisters die De-
fizite früherer Verfahren korrigieren, dazu gehörte 
die Erhöhung des Frauenanteils (2007: 47,1 Prozent 
bei einem Bevölkerungsanteil von 50,28 Prozent im 
Jahr 2009), die Bereinigung um die Zahl der inzwi-
1 Jeder Regionalbezirk wählt einen Senator. Hinzu kommen 16 
Frauen, nominiert von Parteien entsprechend ihrer proportio-
nalen Stimmenanteile im Senat, sowie zwei Vertreter (jeweils 
ein Mann und eine Frau) der Jugend und von Personen mit 
Behinderungen.
- 3 -GIGA Focus Afrika 11/2012
schen Verstorbenen (2007: 1,2 Millionen) sowie eine 
erhöhte Registrierungsrate junger Menschen (18- bis 
32-Jährige). Die Wahlkommission legte sich früh auf 
ein biometrisches System der Registrierung fest (Fo-
to des Gesichts und Abdruck aller Finger). 
Ende Juli 2012 hatte sich die Kommission je-
doch so sehr im Geflecht ihrer eigenen Ausschrei-
bung zur Beschaffung der notwendigen Computer 
und Software verfangen, dass sie nicht bestimmen 
konnte, wer die Ausschreibung gewonnen hatte, 
den Prozess abbrach und beschloss, auf ein einfa-
cheres Modell – (Optical Mark Reader, OMR) – zu-
rückzugreifen. Das Kibaki-Kabinett intervenierte 
und verlangte, bei der biometrischen Variante zu 
bleiben. Die Kommission akzeptierte die Weisung 
und ließ damit zu, dass gegen ihre in der Verfas-
sung festgeschriebene Unabhängigkeit verstoßen 
wurde – ein vielfach als problematisch wahrge-
nommener Präzedenzfall mit Blick auf die Fähig-
keit der Wahlkommission, die Integrität der Wahl-
ergebnisse sicherzustellen. 
Die Wählerregistrierung wurde schließlich vom 
19. November bis zum 18. Dezember durchgeführt. 
Die Wahlkommission gab als Registrierungsziel 
die Zahl von 18 Millionen Bürgern an, eine Zahl, 
die jenseits des Möglichen lag, weil sie 100 Prozent 
der Registrierungsfähigen (über 18 Jahre und im 
Besitz eines Personalausweises oder Reisepasses) 
entsprach. Damit schien ein Scheitern förmlich 
vorprogrammiert. Nachdem jedoch die Registrie-
rungszahlen in den ersten Tagen niedrig ausge-
fallen waren und ein eklatantes Verfehlen des for-
mulierten Ziels befürchtet worden war, wurde die 
schließlich erreichte Zahl –  14,377 Millionen regis-
trierte Wähler – von allen Akteuren und der Öf-
fentlichkeit akzeptiert, lag sie doch deutlich über 
den 12,65 Millionen des Referendums von 2010. 
Die Kommission erreichte damit knapp 80 Pro-
zent ihres ursprünglichen Ziels, was für jede Wahl-
kommission ein gutes Ergebnis wäre. Gemessen an 
der Bevölkerung schneidet Kenia jedoch nicht po-
sitiv ab: Mittels bio metrischer Wählerregistrierung 
erreichte Ghana eine Rate von 57 Prozent der Be-
völkerung, Nigeria und Mozambique erreichten je-
weils 41 Prozent – in Kenia wurden indes nur rund 
34 Prozent der Bevölkerung registriert. Das eigent-
liche Problem ist der Registrierung vorgelagert, 
nämlich der beträchtliche Anteil der Bevölkerung, 
der keinen Personalausweis oder Reisepass be-
sitzt. Tatsächlich haben rund drei Millionen Men-
schen im wahlfähigen Alter keines der beiden Do-
kumente, eine außerordentliche Schwachstelle, die 
sich jedoch durch alle Wahlen seit 1992 zieht. 
Die politischen Lager
Die politische Lagerbildung wird in Kenia von 
ethnisch-regionalen Erwägungen bestimmt. Stär-
ker noch als in vielen anderen afrikanischen Län-
dern ist Ethnizität das vorrangige politische Orga-
nisationsprinzip. Erleichtert wird dies durch die 
relative ethnische Homogenität der meisten Sied-
lungsgebiete. Ethnisch-politische Unruhen (1991-
1994, 1997/1998 und 2007/2008) ereigneten sich 
ausschließlich in den multiethnischen Gebieten im 
Rift Valley, in den Slums von Nairobi und entlang 
der Küste. Die fünf größten ethnischen Gruppen, 
die Kikuyu, Luhya, Kalenjin, Luo und Kamba, re-
präsentieren nach dem Zensus von 2009 knapp 
zwei Drittel der Bevölkerung (64 Prozent) und ihre 
politischen Führer bestimmen seit der Unabhän-
gigkeit die Geschicke des Landes. Die bisherigen 
drei Präsidenten des Landes waren Kikuyu (zwei 
Präsidentschaften) oder Kalenjin. Politischen Füh-
rern der Luo, Luhya und Kamba kam zumeist die 
Rolle der Juniorpartner und Mehrheitsbeschaffer 
in den verschiedenen Allianzen zu. 
Das Land war politisch immer relativ stabil und 
gewaltarm, wenn es von politischen Bündnissen 
von Kikuyu und Kalenjin regiert wurde (1964-1991). 
Diese Bündnisse waren die Klammer, mittels de-
rer die erheblichen Spannungen in den von beiden 
Gruppen beanspruchten Gebieten im Rift Valley 
(Nakuru- und Eldoret-Region) unter Kontrolle ge-
halten wurden. Im Jahr 2007 befanden sich – ähnlich 
wie 1992 und 1997, aber im Gegensatz zu 2002 – Ki-
kuyu und Kalenjin in konkurrierenden Lagern, die 
Kikuyu in Kibakis Party of National Unity (PNU), 
die Kalenjin in Odingas Orange Democratic Move-
ment (ODM). Die konfliktentschärfende Klammer 
fehlte. Der nie gelöste Konflikt um die Koexistenz 
der dominierenden Kalenjin und der Kikuyu-Min-
derheit im Rift Valley wurde politisch von der Ka-
lenjin-Elite um deren politischen Führer Wiliam Ru-
to instrumentalisiert und gezielt eskaliert.
Im Wahlkampf 2012/2013 sind die Lager neu 
gemischt. Ruto und Kenyatta müssen sich zusam-
men mit zwei weiteren Kenianern vor dem Inter-
nationalen Strafgerichtshof wegen Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit verantworten. Ihnen wird 
vorgeworfen, die Gewalt (Ruto) und Gegengewalt 
(Kenyatta) nach den Wahlen 2007 organisiert zu 
haben. Geeint im Kampf gegen das internationa-
le Gerichtsverfahren bilden beide nun im Jubilee-
Bündnis die „Allianz der Angeklagten“. War im 
Jahr 2007 Rutos Befürwortung eines dezentralisier-
ten Staates – ein Kernanliegen der Kalenjin seit der 
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Unabhängigkeit – und Kenyattas Eintreten für ei-
nen starken zentralisierten Staat noch der entschei-
dende programmatische Grund dafür, dass Kiku-
yu und Kalenjin auf verschiedenen Seiten standen, 
spielten diese Differenzen im jetzigen Wahlkampf 
bislang keine Rolle. 
Nachdem der Internationale Strafgerichtshof im 
Januar 2012 offiziell Anklage gegen Kenyatta, Ru-
to, Francis Muthaura (2007/2008 Leiter des öffent-
lichen Dienstes) und Joshua Sang (Radiomoderator 
im Rift Valley) erhoben hatte, versuchten sowohl Ki-
kuyu-Geschäftsleute als auch enge Berater Kibakis, 
Kenyatta zu einem Rückzug zu bewegen. Man be-
fürchtete die internationale Isolation mit schwerwie-
genden wirtschaftlichen Folgen, falls Kenyatta zum 
Präsidenten gewählt und dann vom Internationa-
len Gerichtshof für schuldig befunden würde. Um 
einen eigenen Parteiapparat kontrollieren und da-
mit seine Nominierung zum Präsidentschaftskan-
didaten sicherstellen zu können, entschied sich Ke-
nyatta daher, die Präsidentschaftskandidatur nicht 
über Kibakis PNU anzustreben, sondern seine eige-
ne Partei zu gründen: The National Alliance (TNA). 
In dieser Phase der Reorganisation der politi-
schen Kräfte löste sich der stellvertretende Premier-
minister Musalia Mudavadi von Odingas ODM und 
wählte die United Democratic Front (UDF) als Par-
teibasis. Mudavadi hatte bis dahin als Odingas Kan-
didat für den stellvertretenden Präsidenten bei den 
kommenden Wahlen gegolten. Sein Alleingang galt 
als initiiert durch das engste Umfeld Kibakis, um 
ihn als Alternativkandidaten zu Kenyatta aufzubau-
en. Auch Ex-Präsident Moi, mit dem Mudavadi über 
enge familiäre Bande verbunden ist, spielte dabei ei-
ne wesentliche Rolle. Aus Kibakis Umfeld war zu-
dem zu hören, das Land sei für einen weiteren Ki-
kuyu-Präsidenten noch nicht bereit, nachdem es be-
reits 25 Jahre lang von Kikuyu regiert worden sei 
(15 Jahre von Kenyatta und zehn Jahre von Kibaki). 
Nach langem Widerstand schien Kenyatta sich auf 
diese Lösung einzulassen, als er Mudavadi am Vor-
abend des Fristablaufs zur Registrierung von Alli-
anzen (drei Monate vor der Wahl) überraschend die 
Präsidentschaftskandidatur für die neugeformte Ju-
bilee-Allianz anbot. Nach vehementen Protesten 
von Parlamentariern der Mount-Kenya-Region (Ki-
kuyu, Embu und Meru) ruderte Kenyatta indes zu-
rück und ließ sich und Ruto als Team für die Präsi-
dentschaftskandidatur ausrufen. 
Mudavadi, Luhya aus der West-Provinz, formte 
daraufhin Anfang Januar 2013 die sogenannte 
Amani-Allianz, die neben der UDF aus Justizmini-
ster Eugene Wamalwas New FORD-Kenya (eben-
falls Luhya) und der nahezu 40 Jahre regierenden, 
mittlerweile aber weitgehend bedeutungslosen Ke-
nya African National Union (KANU) mit Gideon 
Moi, Sohn des Ex-Präsidenten Daniel arap Moi, als 
politischem Führer besteht. 
Die neben Jubilee größte Allianz ist die Coali-
tion for Reforms and Democracy (CORD), in der 
sich Odingas ODM, das Wiper Democratic Move-
ment von Vize-Präsident Kalonzo Musyoka (Kam-
ba) und Moses Wetangulas FORD-Kenya (Luhya) 
zusammenfinden. Gerade ein Bündnis zwischen 
Odinga und Musyoka galt lange Zeit als kaum 
denkbar aufgrund ihres Bruchs vor den Wahlen 
2007. Musyoka hatte sich selbst lange Zeit als Alter-
nativkandidat in einer Kenyatta/Ruto-Allianz gese-
hen und entsprechend positioniert. Er wurde von 
beiden jedoch nicht als gleichwertiger Partner be-
handelt und zunehmend auf Distanz gehalten. Die 
treibende Kraft hinter Musyokas Schritt ins CORD-
Bündnis waren mit Generalsekretär Mutula Kilon-
zo und Johnstone Muthama zwei der finanzstärk-
sten Kräfte seiner Partei, auf deren finanzielle Un-
terstützung er im Wahlkampf angewiesen ist. Im 
ODM-Lager wird der Neuzugang noch mit Miss-
trauen betrachtet. 
Programmatisch unterscheiden sich die Alli-
anzen kaum. CORD versucht sich als Reformkraft 
zu positionieren, die garantiert, dass die geplante 
Umsetzung der neuen Verfassung bis 2015 auch re-
alisiert wird. Allerdings entsteht an diesem Punkt 
mit Musyoka ein Glaubwürdigkeitsproblem, ist 
seine bestenfalls ambivalente Haltung zur Verfas-
sung doch bekannt. Seit Anfang Februar entwickelt 
sich das Thema Land zum Gegenstand des Wahl-
kampfes. Odingas Allianz versucht, das Jubilee-
Bündnis mit der Forderung, die Kenyatta-Familie 
solle ihren gesamten Landbesitz offenlegen, in Be-
drängnis zu bringen, steht die Familie doch durch-
aus zu Recht im Ruf, sich seit der Unabhängig-
keit mit juristisch fragwürdigen Mitteln Titel auf 
 großen Landbesitz angeeignet zu haben. Der Gene-
ralinspekteur der Polizei wiederum verfügte, das 
Thema Land aus dem Wahlkampf herauszuhalten, 
weil es die Gesellschaft spalte und Gewalt anhei-
zen könne – eine rechtlich äußerst fragwürdige Di-
rektive, die scharfe Kritik von CORD und zivilge-
sellschaftlichen Gruppen provozierte, aber weitrei-
chende Zustimmung bei der Jubilee Allianz fand.
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Die Wahlperspektiven
Mit der Bildung der Allianzen veränderte sich die 
Dynamik des Wahlkampfes deutlich. Eine Jubi-
lee-Allianz mit Mudavadi hätte eine breitere eth-
nisch-regionale Basis (Kikuyu, Kalenjin, Luhya) 
 gehabt und so durchaus glaubwürdig einen nati-
onalen Charakter behaupten können. Nach dessen 
Rücktritt ist es für das Lager Odingas leicht, Jubi-
lee den Stempel einer engen ethnisch-regionalen 
Allianz aufzudrücken, zusammengesetzt aus den 
politischen Führern ausgerechnet jener beiden 
ethnischen Gruppen, die bereits bisher die Präsi-
denten des Landes gestellt haben. 
Im Gegensatz zu seinen Stellvertretern Mudava-
di und Kenyatta hatte Odinga sein Amt als Premi-
erminister dazu genutzt, sich als nationaler Führer 
zu profilieren, wovon er nun im Wahlkampf pro-
fitiert. Auch sein Kampf für die neue Verfassung 
kommt ihm zugute. Dementsprechend war Odinga 
in allen Meinungsumfragen der letzten drei Jahre 
der mit Abstand Führende. Doch die Desintegra-
tion der einstigen ODM-Führung, die mit Muda-
vadis Abgang komplett war, ließ ihn ohne schlag-
kräftigen Bündnispartner zurück. Sein Vorsprung 
in Meinungsumfragen begann zu schrumpfen und 
die Chancen auf einen Stichwahlsieg schienen zu 
schwinden, während zeitgleich das Kenyatta-Ruto-
Bündnis im Aufwind war, nicht zuletzt, weil es Ke-
nyatta und Ruto gelungen war, sich zu Opfern in-
ternationaler Einmischung zu stilisieren, und weil 
Kenyatta unter Einsatz massiver Finanzmittel bin-
nen kürzester Zeit die TNA zu einer politischen 
Kraft aufgebaut hatte.
Insgesamt hat Kenyatta durch die Wählerre-
gistrierung einen erheblichen strukturellen Vor-
teil: Die Kikuyu registrierten sich in deutlich stär-
kerem Masse als alle anderen ethnischen Gruppen. 
Ihr Anteil an der Bevölkerung beträgt nach dem 
Zensus von 2009 17 Prozent, wovon rund 11 Pro-
zent in der Central-Provinz leben. Von den re-
gistrierten Wählern kommen jedoch gut 15 Pro-
zent aus der Central-Provinz. Da mit einem knap-
pen Ausgang zu rechnen ist, wird die Wahlbetei-
ligung in den verschiedenen Hochburgen der je-
weiligen Bündnisse möglicherweise entscheidend 
sein. In Odingas Luo-Region in der Nyanza-Pro-
vinz entspricht der Anteil der registrierten Wähler 
von 9 Prozent nicht ganz dem Anteil der Luo an 
der Bevölkerung (9,4 Prozent). Ähnliches gilt für 
die Luhya-, Kamba- und Kalenjin-Regionen. 
Kenyattas Wahlchancen hängen auch von der 
Mobilisierung und Geschlossenheit der Kalenjin 
ab. Das Bündnis ist bei den Kalenjin alles andere als 
populär, doch hat sich Ruto durch zahlreiche Tref-
fen mit Ältestenräten Rückendeckung verschafft, 
sodass die Allianz akzeptiert wird. Allerdings ist 
das Bündnis fragil und hat einige Sollbruchstellen, 
wie etwa in Nakuru, wo die Einflusssphären bei-
der ethnischen Gruppen aufeinandertreffen und 
der Konflikt um die Kontrolle im Rift Valley wieder 
aufbrechen kann. Zudem sind eine Reihe einfluss-
reicher Kalenjin-Politiker in Odingas ODM verblie-
ben (Henry Kosgey, Sally Koskei, Franklin Bett, 
Jackson Kibor und Margret Kamar). Mit Kosgey 
und Kibor sind darunter auch zwei, die als mitver-
antwortlich für die post-elektorale Gewalt im Jahr 
2008 gelten; Kosgeys Name stand auf der Liste der 
Drahtzieher, die Kofi Annan 2009 an den Internati-
onalen Strafgerichtshof weitergab. Es ist nicht aus-
geschlossen, dass sie durch gezieltes Schüren von 
Spannungen und möglicherweise auch Gewalt ge-
gen Kikuyu im Rift Valley versuchen könnten, ei-
nen Keil in das Ruto/Kenyatta-Bündnis zu treiben. 
Der Hoffnungsträger Justiz
Die Reform des Justizsektors gilt als der bislang 
größte Reformerfolg. Mit Willy Mutunga wurde 
einer der wichtigsten Reformjuristen der letzten 
20 Jahre zum Obersten Richter ernannt. Auf Mu-
tungas Berufung folgte ein umfangreicher Über-
prüfungsprozess aller Richter des Landes, der zum 
Ausscheiden zahlreicher Richter führte. Durch die-
se Schritte wurde das öffentliche Vertrauen in die 
einstmals komplett diskreditierte Justiz erstaunlich 
schnell und umfassend wieder hergestellt, wie ver-
schiedene Meinungsumfragen belegen. 
Die Justiz bereitet sich jetzt auf die möglichen 
Wahlanfechtungen vor; eine spezielle Arbeitsgrup-
pe mit Richtern des Obersten, des Hohen und des 
Appellationsgerichtshofs samt Sekretariat hat die 
Federführung. Die Änderung des Wahlgesetzes 
im Dezember 2012, wonach den 118 Magistrats ge-
richten jetzt erlaubt ist, Petitionen für die Wahlen 
auf Regionalbezirksebene zu verhandeln, entlastet 
die 17 hohen Gerichte entscheidend und ermöglicht 
eine sinnvolle Aufteilung der von der Arbeitsgrup-
pe erwarteten 500 Wahlanfechtungen. Für alle An-
fechtungen der Präsidentschaftswahl ist das Ober-
ste Gericht zuständig. Eine Wahlanfechtung nach 
der ersten Runde würde die Stichwahl auf Anfang 
Mai verschieben; die Annullierung der Wahl würde 
deren Wiederholung Ende Mai bedeuten. Eine an-
gefochtene, zu wiederholende Stichwahl würde die 
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Entscheidung über den neuen Präsidenten auf En-
de Juli vertagen. 
Die Justiz ist unter erheblichem Druck von Kräf-
ten des Establishments, die generell ein Ende der 
Straflosigkeit in Fällen von Menschenrechtsverlet-
zungen und erheblicher Korruption fürchten sowie 
speziell die Unabhängigkeit der Justiz in Bezug auf 
Wahlen. Ein neuer Präsident kann sein Amt nur an-
treten, wenn der Oberste Richter ihm den Amtseid 
abnimmt: Beobachter sind durchaus um die Sicher-
heit Mutungas besorgt.
Die Hypotheken der Wahl
Die Wahl wird von einer Reihe von Hypotheken 
belastet, die beträchtliche negative Auswirkungen 
auf ihre herrschaftslegitimierende Funktion ha-
ben können. Dazu zählen: 
• Die nicht abgeschlossene Polizeireform: Erst 
Mitte Dezember 2012 konnten sich Kibaki und 
Odinga auf die Besetzung des neuen Postens des 
Generalinspekteurs der Polizei einigen; die uni-
lateral von Kibaki erfolgte Ernennung seiner bei-
den Stellvertreter Ende Januar 2013 widersprach 
jedoch dem Koalitionsabkommen und wurde 
von Odinga dementsprechend abgelehnt. Zwi-
schen der Polizei und ihrem Kontrollgremium 
(Police Oversight Authority) wird zudem gegen-
wärtig ein intensiver Machtkampf um Postenbe-
setzungen und Ausgestaltung der Reform aus-
getragen. Verfassungsrechtlich agiert die Polizei 
zurzeit günstigstenfalls in einer Grauzone, da 
die Frist zur Etablierung der neuen Führungs-
struktur Ende August 2012 abgelaufen war. Bis-
her hatte die Polizei direkt dem Staatsminister 
für Sicherheit im Amt des Präsidenten unter-
standen; es ist nicht klar, inwieweit die Ernen-
nung des neuen Generalinspekteurs an dieser 
Kommandostruktur etwas ändert. Mit einer An-
fälligkeit zur politischen Instrumentalisierung 
muss weiter gerechnet werden, zumal ein Groß-
teil der Führungspositionen in der Polizei mit 
Kikuyu besetzt ist. Sie ist zudem personell un-
terbesetzt. Mit knapp 70.000 Polizisten wird es 
schwer, die geplanten zwei Polizisten pro Wahl-
lokal (32.900) abzustellen und gleichzeitig Recht 
und Ordnung im Land zu garantieren.
• Die Neuziehung und -justierung von Wahl-
kreisgrenzen: In einigen Landesteilen sind loka-
le Gemeinschaften voneinander getrennt wor-
den und in anderen befürchten die alteingeses-
senen Gemeinschaften, in eine Minderheiten-
position zu geraten. Darin liegt eine potenzielle 
Quelle für die gewaltsame Eskalation von Span-
nungen, wie etwa bei den Tana-River-Vorfällen 
seit Juli 2012.
• Die Schwächung der Verfassung durch die Ge-
setzgebung: Das Integritäts- und Ethik-Gesetz gibt 
der Verwaltung und Justiz nicht die Instrumente 
in die Hand, um die Vorgaben der Verfassung zur 
Integritätsprüfung von Aspiranten auf einen Kan-
didatenstatus in der Wahl umzusetzen. 
• Die Schwächung wichtiger Kontrollkommissi-
onen: Die Berufung leitender Persönlichkeiten 
für die Kenya National Commission for Human 
Rights und die Kenya Anti-Corruption Commis-
sion wurde gezielt verschleppt, damit die Kom-
missionen ihre Funktionen – Kontrolle der Inte-
grität der Kandidaten und Untersuchung von Ge-
walt und Menschenrechtsverletzungen im Kon-
text der Wahlen – nur eingeschränkt ausüben 
können.
• Die Aufweichung des Wahlgesetzes: Zum einen 
hat die Wahlkommission nach der Verschiebung 
der Wählerregistrierung etliche Fristen nicht ein-
halten können; zum anderen haben Parlamenta-
rier aus Eigeninteresse Passagen im Gesetz ge-
ändert, etwa die Verkürzung der Frist zum Par-
teienwechsel von 90 auf 45 Tage vor der Wahl, 
wodurch Verlierern der Vorwahlen die Möglich-
keit zum Parteiwechsel direkt bis zum Ende der 
Nominierungsfrist blieb und damit das Ziel der 
Parteienkonsolidierung unterlaufen wurde.
• Die Kandidatennominierung: In beiden großen 
Allianzen verlief die Kandidatenkür äußerst chao-
tisch, insbesondere in der ODM-Hochburg Nyan-
za. Welche Folgen dies für die Wählermobilisie-
rung beider Allianzen am Wahltag in ihren jewei-
ligen Hochburgen haben wird, ist noch unklar.
• Die ungenügende Wählerinformation: Das Ver-
trauen der Bevölkerung in die Wahlkommis sion 
fußt – wie mehrere Umfragen gezeigt haben – 
vor allem auf dem Einsatz neuer Technologien, 
wie etwa der biometrischen Wählerregistrie-
rung, und der Reduzierung des „menschlichen 
Faktors“. Gleichzeitig ist aber der übergroße Teil 
der Wähler nicht hinreichend über die Details 
der Stimmabgabe informiert. Über 80 Prozent 
von ihnen erwarten, dass sie ihre Stimme elek-
tronisch an einer Wahlmaschine abgeben kön-
nen und nicht – wie tatsächlich der Fall – mit 
Stift und Stimmzettel, so das Ergebnis der aktu-
ellen Umfrage einer internationalen Organisa-
tion (NDI). Diese Diskrepanz zwischen Erwar-
tung und Realität ist ein erschütterndes Zeugnis 
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unzureichender Wählerinformation und kann 
erhebliche negative Auswirkungen in Bezug auf 
Glaubwürdigkeit und Akzeptanz der Wahlkom-
mission haben.
Ausblick auf die Wahlen
Angesichts der Rolle Mudavadis als dritte Kraft 
wird eine Stichwahl um die Präsidentschaft sehr 
wahrscheinlich. Diese wird am 10. April oder bei 
Anfechtung der Wahl am 1. Mai stattfinden. Falls 
jedoch die Stichwahl auch angefochten und vom 
Obersten Gerichtshof für unwirksam erklärt wird, 
kann es aufgrund der einzuhaltenden Fristen bis 
Ende Juli dauern, bis der neue Präsident gewählt 
ist. Auch wenn es gegenwärtig schwerfällt, plausi-
ble Szenarien für den Wahltag und darüber hinaus 
zu entwerfen, lassen sich doch einige Grundbedin-
gungen herausarbeiten.
Generell ist mit einer Wahl zu rechnen, die we-
niger gewaltsam sein wird als der Urnengang von 
2007. Die Anklagen vor dem Internationalen Straf-
gerichtshof wirken abschreckend auf potenzielle 
Drahtzieher und Täter. Die Kikuyu-Kalenjin-Al-
lianz bindet die beiden ethnischen Gruppen, de-
ren ungelöste Konflikte um die Kontrolle des Rift 
Valley den Kern der damaligen Gewaltwellen aus-
machten. Doch stärkere ethnisch-regionale Polari-
sierungen während der Wahl könnten das Gewalt-
niveau sehr wohl deutlich steigern, vor allem, wenn 
Kenyatta und Ruto mit dem Rücken zur Wand ste-
hen sollten. Ziel der Gewalt wären dann vor allem 
Luo im Rift Valley und in den Slums von Nairobi. 
Für Kenyatta ist der Einsatz außerordentlich 
hoch. Nur mit einem Wahlsieg, im Zweifelsfall auch 
im zweiten Wahlgang, könnten sich Kenyatta und 
Ruto bestmöglich gegen die Strafverfolgung durch 
den Internationalen Strafgerichtshof schützen und 
selbst bestimmen, inwieweit sie kooperieren. Ob es 
zu heftigeren Auseinandersetzungen kommt, wird 
auch davon abhängen, wie weit Kenyatta und Ru-
to gehen werden, um sich den Wahlsieg zu sichern, 
sollten sie nicht die Mehrheit der Stimmen erhalten. 
Kenyattas nahezu unbegrenzte finanzielle Mög-
lichkeiten öffnen viele Pforten. Fraglich ist auch, 
ob Kibaki bereit ist, ähnlich wie 2007 den gesamt-
en Staatsapparat in den Dienst Kenyattas zu stellen. 
Ein Wahlsieg Kenyattas wird das Land im lau-
fenden Jahr entweder über lange Phasen unregiert 
lassen, da Kenyatta und Ruto nahezu durchgehend 
in Den Haag anwesend sein müssen, oder – für den 
Fall, dass sie sich weigern, mit dem Strafgerichts-
hof zu kooperieren – es in eine internationale Kri-
se treiben. Allerdings würde diese Krise vermut-
lich weniger gravierend ausfallen als weithin an-
genommen, da die internationale Gemeinschaft in 
vielen Bereichen auf die Zusammenarbeit mit Ke-
nia angewiesen ist. 
Die Unabhängigkeit und Professionalität von 
Wahlkommission und Justiz sind Schlüsselfaktoren 
für den Erfolg der Wahlen. Während das Vertrau-
en in die Justiz gerechtfertigt erscheint, bestehen 
gegenüber der Wahlkommission Zweifel, ob sie 
starkem Druck vonseiten Kenyattas oder Odingas 
standhalten kann. Die Frage ist auch, ob die Syste-
me zum Schutz der Daten (Wählerregister, Ergeb-
nisübermittlung) robust genug gegen Versuche der 
Intervention von außen sind. 
Eine Krise nach der Wahl droht für den Fall, dass 
ein gewählter Präsident Odinga einen internationa-
len Haftbefehl gegen Kenyatta und Ruto vollstre-
cken muss und diese nicht bereit sind, mit dem In-
ternationalen Strafgerichtshof zusammenzuarbei-
ten. Versuche Odingas, auf diplomatischem Weg 
einen Ausweg zu suchen und eine Auslieferung zu 
umgehen, würden vermutlich erfolglos bleiben. Ke-
nyatta und Ruto wären zweifelsohne in der Lage, ih-
re Gefolgschaft zum Schutz zu mobilisieren. Wenn 
dieses Szenario eintritt, wird es darauf ankommen, 
bis zu welchem Eskalationsgrad Kenyatta und Ru-
to einerseits und die Staatsmacht andererseits zu ge-
hen bereit sind, um ihre Ziele durchzusetzen. 
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